Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Stecker, Varelmann, Dr. Ritz, Diebäcker, 
Burgemeister und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Verordnung über das Erbbaurecht 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

In § 9 der Verordnung über das Erbbaurecht vom 
15. Januar 1919 (Reichsgesetzbl. S. 72, 122) wird 
folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Hat sich bei Grundstücken, die ganz oder 
überwiegend Wohnzwecken dienen, der Grund- 
stückseigentümer oder der Erbbauberechtigte nach 
dem Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes zu einer 
künftigen Änderung des Erbbauzinses verpflichtet 
und soll hierfür eine Wertänderung von Grund- 
stücken von Bedeutung sein, so kann sich der je- 
weils Berechtigte auf die Vereinbarung nur berufen, 
soweit die Wertänderung die Änderung der allge- 
meinen Lebenshaltungskosten nicht überschreitet 


oder soweit die Berücksichtigung der darüber hin- 
ausgehenden Wertänderung aus besonderen Grün- 
den des Einzelfalles geboten ist. Ein besonderer 
Grund ist insbesondere anzunehmen, wenn sich in- 
folge der Wertänderung oder der ihr zugrunde lie- 
genden Umstände auch die Nutzungen des Erbbau- 
rechts geändert haben." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4, Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Nach § 9 Abs. 2 der Erbbaurechts-Verordnung gilt 
für die Bestellung eines Erbbaurechts der Grund- 
satz, daß der Erbbauzins nach Zeit und Höhe für 
die ganze Erbbauzeit im voraus bestimmt sein muß. 
Nach Auffassung von Rechtsprechung und Lehre 
gilt dieser Grundsatz nur für den dinglich gesicher- 
ten Erbbauzins und hat den Zweck, dem Beleiher 
eines Erbbaurechts die seinem Recht vorgehenden 
Lasten eindeutig auszuweisen. Dagegen ist nach 
ganz herrschender Praxis eine schuldrechtliche Ver- 
einbarung zur Anpassung des Erbbauzinses an die 
jeweiligen Zeitverhältnisse zulässig. Eine solche 
Vereinbarung entspricht, wenn sie eine echte Wäh- 
rungsklausel ist, d. h. die Anpassung an die jewei- 
ligen allgemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse vor- 
sieht, der Billigkeit. Dagegen kann die immer häu- 
figer praktizierte Vereinbarung über eine Anpas- 


sung der Erbbauzinses an den jeweiligen gemeinen 
Wert des Erbbaugrundstückes zu unzumutbaren Ri- 
siken für den Erbbauberechtigten führen. Bei Wohn- 
grundstücken, insbesondere Eigenheimen muß der 
Erbbauberechtigte, der bei Abschluß des Erbbau- 
vertrages oft aus der Situation des Grundstücks- 
marktes heraus in einer schwachen Position ist, 
damit rechnen, daß er innerhalb weniger Jahre 
analog einem spekulativ steigenden Grundstücks- 
wert ein Vielfaches des vereinbarten Zinssatzes zu 
zahlen hat, ohne daß der Wohnwert für ihn ent- 
sprechend gestiegen wäre. Diesem Umstand soll für 
künftige Verträge mit dem vorliegenden Gesetz- 
entwurf dadurch abgeholfen werden, daß die An- 
passungsvereinbarung wirksam nur auf die allge- 
meinen Lebenshaltungskosten bezogen werden 
kann. 
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